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wie auch immer, wie es auch in der Vergangenheit Mä-
zenatentum und Sponsoring für Hochschulen gegeben
hat.

(Ulla Burchardt [SPD]: Was ist denn das für 
eine Traumwelt?)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 

Damit haben wir den zeitlichen Rahmen für die Re-
gierungsbefragung voll ausgeschöpft. – Frau Bundes-
ministerin, ich danke Ihnen für die Beantwortung der
Fragen.

Nun rufe ich den Zusatzpunkt 2 auf:

Aktuelle Stunde
auf Verlangen der Fraktion der SPD

Haltung der Bundesregierung zur Finanzier-
barkeit der FDP-Steuerpläne

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster Red-
nerin für die SPD-Fraktion der Kollegin Nicolette Kressl
das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Nicolette Kressl (SPD): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Wir diskutieren heute über Vorschläge der
FDP zu einem weiteren Steuermodell. Unsere Bewer-
tung ist sehr eindeutig: Die Vorschläge der FDP sind
eine fatale Mischung aus Wählertäuschung und Selbst-
betrug.

(Beifall bei der SPD)

Der Selbstbetrug wird gerade in den letzten Tagen
ganz besonders deutlich. Sowohl der Finanzminister als
auch Einzelne aus der Union lassen die FDP am ausge-
streckten Arm regelrecht vertrocknen. Ich will einige
Zitate nennen: Es wird darauf verwiesen, dass es für
Steuersenkungen Spielräume geben muss, und der CDU-
Finanzminister sagt, die vorhandenen Steuerpläne seien
nachrangig. Insofern könnten wir eigentlich diesem ka-
barettreifen Stück auf der Bühne gemütlich zuschauen;
ich will Ihnen aber deutlich sagen: Für dieses Verwirr-
spiel haben wir wenig Verständnis; denn jetzt ist es wirk-
lich Zeit für eine klare Ansage. 

(Beifall bei der SPD – Dr. Daniel Volk [FDP]: 
Die haben wir gemacht!)

Die klare Ansage brauchen wir deshalb, weil wir uns
hier nicht auf einer Schaustellerbühne befinden, sondern
weil wir über Maßnahmen reden, die die Menschen ganz
konkret betreffen würden. Deshalb muss auf den Tisch,
was sich hinter den FDP-Vorschlägen tatsächlich ver-
steckt. Ich will zwei entscheidende Punkte ansprechen. 

Erstens. In diesem Konzept steht, dass die FDP die
Gewerbesteuer streichen will. Stattdessen sollen die
Kommunen einen höheren Anteil an der Umsatzsteuer
erhalten. Es gab dazu die nette Äußerung von Herrn
Westerwelle, den Kommunen das Recht einzuräumen,
einen Hebesatz auf die Umsatzsteuer festzulegen. Dazu
muss ich Ihnen ehrlich sagen: Es kann doch nicht ernst

gemeint sein, lauter kleine Mehrwertsteuerinseln zu
schaffen. Ich finde, es ist an der Zeit, diesen Vorschlag
zurückzunehmen. Das kann eigentlich nur ein größerer
Irrtum gewesen sein.

(Beifall bei der SPD)

Aber selbst wenn es nicht darum geht, einen Hebesatz
auf die Mehrwertsteuer festzulegen, kann das nur zwei-
erlei bedeuten. Die erste Variante ist: Die Kommunen
bekommen einen geringeren Teil an der Umsatzsteuer,
als ihre Einnahmen aus der Gewerbesteuer bisher aus-
machten; das sind pro Jahr mindestens 30 Milliarden
Euro Gewerbesteuer. Das bedeutet, dass sie weniger
Geld haben. Also zahlen die Bürgerinnen und Bürger
dort beispielsweise mehr Abgaben. Das wäre eine Belas-
tung, obwohl Sie eine Entlastung versprechen. Deshalb
nenne ich das Wählertäuschung.

(Beifall bei der SPD)

Die zweite Variante ist: Sie brauchen insgesamt höhere
Umsatzsteuereinnahmen. Dann müssen Sie aber die
Mehrwertsteuer anheben, und auch dieses würde die
Menschen belasten. Das ist wieder Wählertäuschung;
denn Sie müssen das den Menschen sagen und dürfen
nicht behaupten, ohne Belastung der Leute könnten Sie
höhere Umsatzsteueranteile an die Kommunen verteilen.

(Beifall bei der SPD)

Der zweite Teil der Wählertäuschung ist, dass es zur
Finanzierung äußerst vage Formulierungen gibt. Ich
nenne eine: Steuervergünstigungen werden abgebaut. –
Was heißt das? Auf Nachfrage, auch von Journalisten,
hat der FDP-Chefwahlkämpfer Pinkwart deutlich ge-
macht, dass die Steuerfreiheit der Zuschläge für Nacht-,
Schicht- und Feiertagsarbeit zum Abriss freigegeben ist.
Es ist nicht in Ordnung, dass das hinter anderen Vor-
schlägen versteckt wird.

(Beifall bei der SPD)

Sie versprechen Entlastungen, belasten aber die Bürger,
wenn Sie die Steuerfreiheit der Zuschläge für Nacht-,
Schicht- und Feiertagsarbeit abschaffen. Damit belasten
Sie in Wirklichkeit weiterhin die Leistungsträger in der
Gesellschaft; denn ohne Belastung dieser Menschen
werden Sie Ihr Konzept nicht umsetzen können. Das ist
doch völlig klar.

(Beifall bei der SPD – Dr. Daniel Volk [FDP]:
Wir haben die Leistungsträger doch gerade
entlastet!)

Deshalb müssen Ihre Vorschläge klar auf den Tisch. Mit
der Sozialdemokratie wird es eine Abschaffung oder
auch eine Einschränkung der Steuerfreiheit für Nacht-,
Schicht- und Feiertagszuschläge nicht geben. 

(Leo Dautzenberg [CDU/CSU]: Wer will das 
denn?)

– Herr Pinkwart hat ausdrücklich bestätigt, dass das zur
Debatte steht. Das sollten Sie einmal nachlesen. – Mit
uns wird es das auf keinen Fall geben. Die Leistungsträ-
ger, die nachts und an Sonn- und Feiertagen für diese
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Gesellschaft unter erheblichen Einschränkungen arbei-
ten, werden mit unserer Zustimmung auf keinen Fall be-
lastet. Das kann so nicht gehen.

(Beifall bei der SPD)

Ich will Ihnen sagen: Das ist eine Mischung aus
Selbstbetrug und Wählertäuschung. Was die Steuerfrei-
heit der Nacht-, Schicht- und Feiertagszuschläge betrifft,
werden Sie alle morgen die Möglichkeit bekommen,
sich im Rahmen der namentlichen Abstimmung dazu zu
bekennen, dass die Steuerfreiheit der Zuschläge für diese
wichtigen Menschen erhalten bleibt. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 

Das Wort hat der Kollege Leo Dautzenberg für die
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Leo Dautzenberg (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe

Kolleginnen und Kollegen! Frau Kollegin Kressl, ich
frage mich, was die SPD mit dieser Aktuellen Stunde be-
zwecken will; schließlich entbehrt all Ihre Kritik, die Sie
bis jetzt geäußert haben, jeglicher Grundlage. Es geht
vielmehr um Themen, über die schon seit Monaten, seit
einem halben Jahr und noch länger, diskutiert wird. An-
scheinend suchen Sie lediglich Anlässe, um etwas an die
Wand malen zu können, was gar nicht beabsichtigt ist.
Über die Steuerfreiheit von Zuschlägen werden wir mor-
gen debattieren. 

(Nicolette Kressl [SPD]: Dann können Sie ja 
zustimmen!)

Sie können davon ausgehen: Die Steuerfreiheit von Zu-
schlägen wird auch dann nicht eingeschränkt werden,
wenn es zu den von uns geplanten Steuerentlastungen
und Steuerstrukturreformen kommt.

Sie haben hier behauptet, wir wollten die Gewerbe-
steuer abschaffen. Das stimmt nicht.

(Nicolette Kressl [SPD]: Wenn es nach der
FDP geht, schon! – Joachim Poß [SPD]: Die
FDP will das!)

– Ich rede hier für die CDU/CSU-Fraktion. Ich bitte Sie,
zuzuhören, Herr Kollege Poß. – 

(Joachim Poß [SPD]: Dann können Sie die 
Kommission doch beenden!)

Die Regierung hat mittlerweile eine Gemeindefinanz-
reformkommission ins Leben gerufen. Sie besteht aus
Vertretern von drei Ministerien der Bundesebene, aus
Vertretern der Landesebene und aus Vertretern der kom-
munalen Ebene. Diese Kommission hat die Zielsetzung,
die Einnahmen der Kommunen verlässlicher und stetiger
zu machen. Deshalb geht es hier auch um einen Ersatz
für die Gewerbesteuer und nicht um ihren Wegfall.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – La-
chen bei Abgeordneten der SPD – Nicolette
Kressl [SPD]: Ach nee!)

Es geht darum, den Kommunen vom Volumen her eine
verlässlichere Einnahmebasis zur Verfügung zu stellen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP – Nicolette
Kressl [SPD]: Das meinen Sie jetzt nicht ernst,
oder?)

Wir müssen feststellen: Aufgrund der konjunkturellen
Entwicklung stiegen die Gewerbesteuereinnahmen bis
2008, und durch die dann eingetretene Wirtschaftskrise
sind sie stark zurückgegangen. 

Natürlich können Sie die Forderung stellen: Lasst uns
doch die Gewerbesteuer so verstetigen, dass die Hinzu-
rechnungen erhöht werden. – Das würde zu Substanzbe-
steuerungen der Unternehmen, gerade im Handel, füh-
ren; das haben wir erlebt. Es war deshalb richtig, die
Hinzurechnungen mit dem Wachstumsbeschleunigungs-
gesetz abzumildern. Dadurch wurde die Steuerbasis der
kommunalen Ebenen erhalten. Das wäre nicht der Fall
gewesen, wenn diese Unternehmen pleitegegangen wä-
ren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Diese Differenzierung müssen Sie einmal auf sich wir-
ken lassen. Das Bild, das Sie hier malen, entbehrt jegli-
cher Grundlage.

Wir wollen die Fortsetzung von Maßnahmen, die wei-
terhin Wachstum generieren und zur Haushaltskonsoli-
dierung, verbunden mit steuerlichen Entlastungen, füh-
ren. Das ist kein Gegensatz, sondern ergänzt sich, weil
steuerliche Entlastung zu mehr Wachstum führen kann,
und Wachstum wiederum würde zu einer Verbesserung
der Einnahmesituation der Haushalte aller Ebenen füh-
ren.

Schon zu Beginn des Jahres haben wir Entlastungs-
maßnahmen, gerade für Familien mit Kindern, 

(Joachim Poß [SPD]: Wir reden jetzt über die 
FDP!)

in Höhe von 25 Milliarden Euro beschlossen. Wir war-
ten die Steuerschätzung ab, weil diese Daten eine wich-
tige Rahmenbedingung für weitere Maßnahmen im Ein-
kommensteuerbereich sind. Es ist kein Geheimnis,
sondern im Koalitionsvertrag nachzulesen, wo die
Schwerpunkte der Entlastungen liegen werden, nämlich
bei denjenigen Leistungsträgern unserer Gesellschaft,
die im unteren und mittleren Einkommensteuerbereich
liegen. 

(Manfred Zöllmer [SPD]: Wer bezahlt?)

Wir wollen im Grunde die kalte Progression abbauen.
Daher sind das alles keine überraschenden Elemente,
sondern es ist klar, was wir wollen. Was wir vorhaben,
wollen wir von verlässlichen Rahmenbedingungen ab-
hängig machen. Wir dürfen nicht nur die Einnahmesitua-
tion des Staates sehen. 


